
Gesetze, die in den Ländern des imperialistischen und 
antidemokratischen Lagers erlassen werden, stellen 
nichts anderes dar als die „zum Gesetz erhobene Ge­
setzlosigkeit“ und unterstreichen ganz besonders die 
Zerstörung der Gesetzlichkeit und der Rechtsordnung 
in diesen Ländern. *

* * *

■ Die sozialistische Gesetzlichkeit ist die wichtigste 
Methode der Verwirklichung der Aufgaben der Dikta­
tur der Arbeiterklasse auf allen Gebieten des Aufbaus 
des Kommunismus.

Groß ist auch die Rolle der sozialistischen Gesetzlich­
keit auf dem Gebiet der sowjetischen staatlichen Ver­
waltung. Die Kommunistische Partei und die Sowjet­
regierung achten streng auf die unbedingte Einhaltung 
der Rechtsnormen, die die Befugnisse eines jeden Glie­
des des Staatsapparats, insbesondere der verfügenden 
und der vollstreckenden Organe, regeln. Die genaue Ein­
haltung der Zuständigkeit durch jedes dieser Organe 
ist eine der grundlegenden Forderungen der sozialisti­
schen Gesetzlichkeit auf dem Gebiet der sowjetischen 
staatlichen Verwaltung.

Es ist eine unbestreitbare Tatsache, daß sich im Er­
gebnis der Neuorganisierung der Verwaltung sowie in­
folge der großen organisatorischen und erzieherischen 
Arbeit das allgemeine Niveau und die Kultur der 
Arbeit des Staatsapparates im ganzen gehoben hat und 
unzweifelhaft Erfolge auf dem Gebiet der Festigung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit, des Schutzes der 
Rechte der Bürger, erzielt worden sind.

Die Hinweise des Juliplenums des Zentralkomitees der 
Kommunistischen Partei der Sowjetunion über die Ein­
haltung des Prinzips der kollektiven Leitung bei der 
Arbeit der Parteiorgane und die Hinweise, die die 
systematische und unablässige Kontrolle der Tätigkeit 
aller Organisationen und Ressorts betreffen, fördern die 
Hebung des Niveaus der Arbeit unseres Staatsapparats 
und tragen zur Festigung der sozialistischen Gesetz­
lichkeit auf dem Gebiet der sowjetischen staatlichen 
Verwaltung bei.

Die Partei und die Regierung haben energische Maß­
nahmen ergriffen, die die unbedingte Einhaltung 
der sowjetischen sozialistischen Gesetzlichkeit und die 
Einführung einer ständigen und systematischen Kon­
trolle der Tätigkeit aller Glieder des sowjetischen 
Staatsapparates durch die Parteiorgane gewährleisten.

Von großer Bedeutung ist die Einhaltung der sowjeti­
schen sozialistischen Gesetzlichkeit auch auf dem Gebiet 
der vermögensrechtlichen Verhältnisse zwischen den so­
zialistischen Organisationen, den sozialistischen Organi­
sationen und den Bürgern und zwischen den Bürgern.

Neben anderen Maßnahmen, die auf die Erfüllung der 
Aufgaben des fünften Fünfjahrplanes gerichtet sind, 
weisen die Richtlinien des XIX. Parteitags auf die 
Notwendigkeit der unablässigen Durchführung des 
Sparsamkeitsregimes auf allen Gebieten des wirtschaft­
lichen Aufbaus, der Erhöhung der' Rentabilität, der 
Senkung der Selbstkosten der Produktion, der Durch­
führung der wirtschaftlichen Rechnungsführung hin. 
Die Durchführung all dieser Maßnahmen erfordert die 
strengste Einhaltung der sozialistischen Gesetzlichkeit 
in den Beziehungen der sozialistischen Organisationen 
zueinander. Die Einhaltung der sozialistischen Gesetz­
lichkeit äußert sich in diesen zivilrechtlichen Verhält­
nissen in erster Linie in der strengsten Einhaltung der 
Vertragsdisziplin. Das System der vertraglichen Ver­
bindungen zwischen sozialistischen Organisationen ist 
darauf gerichtet, die Erfüllung und Übererfüllung der 
Produktionspläne der sozialistischen Organisationen zu 
fördern.

Eine Reihe von Gesetzgebungsakten schreibt obliga­
torisch die Vertragsform für die Beziehungen zwischen 
sozialistischen Organisationen auf dem Gebiet der 
Warenlieferung sowie der Ausführung von Arbeiten 
und Dienstleistungen vor. Ungeachtet der Forderung 
des Gesetzes, daß die Vertragsform und die Vertrags­
disziplin streng einzuhalten sind, unterschätzte man in 
der Praxis einige Jahre lang die Vertragsform und 
nahm stattdessen außervertragliche Lieferungen vor. 
Dies minderte die Verantwortlichkeit der Lieferbetriebe 
und führte zur Produktion von Waren, die der Ver­
braucher nicht benötigt, zu unrationellen Transporten,

zum Anwachsen der Überplanbestände, zum Waren­
stau. Die außervertraglichen Lieferungen hatten zur 
Folge, daß der Bedarf der Verbraucher nicht beachtet 
und ihre Wünsche in bezug auf Qualität und Sortiment 
der Waren nicht erfüllt wurden.

Die Praxis der außervertraglichen Lieferungen wurde 
streng verurteilt und die Rolle des Liefervertrages als 
eines der wirksamen Mittel zur Festigung der wirt­
schaftlichen Rechnungsführung unterstrichen.

Ein richtig organisiertes System der Vertragsbezie­
hungen hat besondere Bedeutung für die Verhältnisse, 
die mit der Produktion und dem Absatz von Massen­
bedarfsgütern Zusammenhängen. Die vertraglichen 
Beziehungen der Betriebe, die solche Waren herstel- 
len, mit den Handelsorganisationen sollen zur Verbes­
serung der Qualität und des Sortiments der Massen­
bedarfsartikel sowie zur Beachtung der Forderungen 
der Verbraucher beitragen. In seiner Rede auf der 
fünften Tagung des Obersten Sowjets der UdSSR wies 
G. M. M a l e n k o w  darauf hin, daß der Handel die 
ihm zur Verfügung stehenden wirtschaftlichen Hebel 
in hohem Maße zur aktiven Einwirkung auf die Indu­
strie ausnutzen muß, im Interesse der Erhöhung der 
Produktion von Waren, die von der Bevölkerung ge­
wünscht werden. Die hauptsächlichste Rechtsform, in 
der eine solche Einwirkung des Handels auf die Pro­
duktion von Waren des Massenbedarfs verwirklicht 
wird, ist der Liefervertrag zwischen Handelsorganisa­
tionen und Produktionsbetrieben.

Im Zusammenhang mit den Maßnahmen der Partei 
und der Regierung zur weiteren Entwicklung der 
Massenbedarfsgüterproduktion, der Landwirtschaft und 
des Handels gewinnen die Verträge, die von staatlichen 
sozialistischen Organisationen mit den Kollektivwirt­
schaften geschlossen werden (Aufkaufverträge, Komrnis- 
sionsverträge und andere) besondere Bedeutung.

Die strengste Einhaltung der sozialistischen Gesetz­
lichkeit in den Vertragsverhältnissen mit den Kollektiv­
wirtschaften äußert sich darin, daß die staatlichen und 
genossenschaftlichen Organisationen ihre Verpflichtun­
gen den Kollektivwirtschaften gegenüber genau und 
rechtzeitig erfüllen müssen und ihrerseits eine eben­
solche Erfüllung der von den Kollektivwirtschaften 
übernommenen Verpflichtungen verlangen müssen. 
Eine strenge Einhaltung der Vertragsdisziplin wird zu 
einer Festigung der Finanzwirtschaft der Kollektiv­
wirtschaften, zu steigendem Wohlstand der Kollektiv­
bauern, zur weiteren Entwicklung der sozialistischen 
Landwirtschaft, -zum Anwachsen des Warenumlaufes, 
zur Sicherung der Versorgung der Bevölkerung mit 
Lebensmitteln und der Leichtindustrie mit Rohstoffen 
führen.

Außerordentlich groß ist die Bedeutung der sowjeti­
schen sozialistischen Gesetzlichkeit auf dem Gebiet der 
Leitung der Landwirtschaft. Die Kommunistische Par­
tei und die Regierung haben wiederholt die strengste 
Einhaltung des Prinzips der sozialistischen Gesetzlich­
keit in bezug auf die Bauernschaft verlangt. Die unbe­
dingte Einhaltung dieses Prinzips in bezug auf die Kol­
lektivbauernschaft ist eine der wichtigsten Bedingungen 
beim Aufbau des Kommunismus.

Im Programm für die weitere Entwicklung der Land­
wirtschaft hat das Septemberplenum des Zentralkomi­
tees der KPdSU neben anderen Mängeln auf dem Gebiet 
des Aufbaus der Kollektivwirtschaften auch solche 
Mängel hervorgehoben, die mit Verletzungen der 
Satzung des Landwirtschaftlichen Artels in Verbindung 
stehen. In der Landwirtschaft wurde häufig das von der 
sowjetischen Gesetzgebung festgelegte Prinzip der 
materiellen Interessiertheit der Kollektivbauern an der 
Entwicklung der landwirtschaftlichen Produktion und 
das wichtigste in der Satzung des landwirtschaftlichen 
Artels verankerte Prinzip, die richtige Übereinstim­
mung des persönlichen und des gesellschaftlichen Inter­
esses, wobei die persönlichen Interessen den gesell­
schaftlichen unterzuordnen sind, verletzt. Diese Ver­
letzung äußerte sich insbesondere in einer Unter­
schätzung der Bedeutung der persönlichen Hauswirt­
schaft der Kollektivbauern und in der Verkleinerung 
dieser Wirtschaft im Vergleich zu den von der Satzung 
festgesetzten Normen.

Infolge der Verletzung und der Nichteinhaltung der 
zwischen den Maschinen-Traktoren-Stationen und den 
Kollektivwirtschaften abgeschlossenen Verträge, die
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